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gearbeitet. Das ACN möchte außerdem George France für seine gründliche Überarbeitung des Textes danken. Für den Inhalt des Textes ist selbstverständlich allein das Active Citizenship Network verantwortlich. 

Übersetzungsbüro: Bettina Winterfeld, Diplom-Übersetzerin beeidigte Urkundenübersetzerin und Gerichtsdolmetscherin Übersetzungen für Einrichtungen der Europäischen Union.

schließlich der Informationen
über seinen Gesundheitszu-
stand und mögliche diagnosti-
sche oder therapeutische Ver-
fahren, sowie auf den Schutz
seiner Privatsphäre während
der Durchführung von
Untersuchungen, fachärzt-
lichen Visiten und medizini-
schen/chirurgischen Behand-
lungen im Allgemeinen.

7. RECHT AUF ACHTUNG
DER ZEIT DES PATIENTEN
Jeder Mensch hat das Recht,
die notwendige Behandlung
zügig und innerhalb eines fest-
gelegten Zeitraums zu erhal-
ten. Dieses Recht gilt in jeder
Behandlungsphase.

8. RECHT AUF EIN-
HALTUNG VON
QUALITÄTSSTANDARDS
Jeder Mensch hat das Recht
auf Zugang zu einem qualita-
tiv hochwertigen Gesundheits-
wesen auf der Grundlage der
Festlegung und Einhaltung
genauer Standards.

9. RECHT AUF
SICHERHEIT
Jeder Mensch hat das Recht 
auf Freiheit von Schäden durch
Mängel des Gesundheits-
wesens, ärztliches Fehlverhal-
ten und Kunstfehler und das
Recht auf Zugang zu medizi-
nischen Dienstleistungen 
und Behandlungen, die hohe
Sicherheitsstandards 
erfüllen.

10. RECHT AUF
INNOVATION
Jeder Mensch hat im Rahmen
internationaler Standards und
unabhängig von wirtschaftli-
chen oder finanziellen Erwä-
gungen das Recht auf Zugang
zu innovativen Verfahren,
einschließlich diagnostischer
Verfahren.

11. RECHT AUF
VERMEIDUNG UNNÖTI-
GER LEIDEN UND
SCHMERZEN
Jeder Mensch hat das Recht
darauf, dass in jeder Phase sei-
ner Krankheit Leiden und
Schmerzen soweit wie möglich
vermieden werden.

12. RECHT AUF INDIVI-
DUELLE BEHANDLUNG
Jeder Mensch hat das Recht
auf diagnostische und thera-
peutische Behandlungspläne,
die so weit wie möglich auf 
seinen persönlichen Bedarf 
abgestimmt sind.
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1. RECHT AUF 
VORBEUGENDE
MAßNAHMEN
Jeder Mensch hat das Recht
auf angemessene Dienstleis-
tungen zur Verhütung von
Krankheiten.

2. RECHT AUF ZUGANG
Jeder Mensch hat das Recht
auf Zugang zu den Leistungen
des Gesundheitswesens, die er
für seine Gesundheit benötigt.
Das Gesundheitswesen hat ei-
nen gleichberechtigten Zugang
für alle Bürger – ohne
Diskriminierung aufgrund der
finanziellen Mittel, des Wohn-
orts, der Art der Krankheit
oder des Zeitpunkts der Inan-
spruchnahme von Dienstleis-
tungen – zu gewährleisten.

3. RECHT AUF
INFORMATION
Jeder Mensch hat das Recht
auf Zugang zu allen Infor-
mationen, die ihn in die Lage
versetzen, aktiv an Entschei-
dungen über seine Gesundheit
mitzuwirken; diese Informa-
tionen sind Voraussetzung für
alle Verfahren und Behand-
lungen, einschließlich der
Mitwirkung an der wissen-
schaftlichen Forschung.

4. RECHT AUF
EINWILLIGUNG
Jeder Mensch hat das Recht
auf Zugang zu allen Informa-
tionen, die ihn in die Lage ver-
setzen, aktiv an Entschei-
dungen über seine Gesundheit
mitzuwirken; diese Informa-
tionen sind Voraussetzung für
alle Verfahren und Behand-
lungen, einschließlich der
Mitwirkung an der wissen-
schaftlichen Forschung.

5. RECHT AUF FREIE
WAHL
Jeder Mensch hat das Recht,
auf der Grundlage einer ange-
messenen Aufklärung frei zwi-
schen verschiedenen Behand-
lungsverfahren und Anbietern
zu wählen.

6. RECHT AUF
PRIVATSPHÄRE UND
VERTRAULICHKEIT
Jeder Mensch hat das Recht
auf vertrauliche Behandlung
persönlicher Daten, ein-

13. RECHT AUF
BESCHWERDE
Jeder Mensch hat das Recht
auf Beschwerde, wenn er zu
Schaden gekommen ist, und
das Recht,  eine Antwort oder
sonstige Rückmeldung zu er-
halten.

14. RECHT AUF
ENTSCHÄDIGUNG
Jeder Mensch hat das Recht
auf angemessene und hinrei-
chend schnelle Entschädigung,
wenn er durch eine Behand-
lung in einer Einrichtung des
Gesundheitswesens einen kör-
perlichen, ideellen oder seeli-
schen Schaden erlitten hat.

AKTIVE BÜRGERRECHTE
Um die Umsetzung der oben genann-
ten Patientenrechte zu fördern und zu
überprüfen, müssen einige
Bürgerrechte verkündet werden. Sie
betreffen größtenteils verschiedene
Gruppen organisierter Bürger, denen
die einzigartige Rolle zukommt,
Einzelne beim Schutz ihrer Rechte zu
unterstützen  Diese Rechte sind  in
Artikel 12 Absatz 1 der Charta der
Grundrechte

1. Recht auf Aktivitäten von 
allgemeinem Interesse

2. Recht auf Aktivitäten zur 
Interessenvertretung

3. Recht auf Teilhabe an der 
Politikgestaltung 

* Diese Rechte sind Bestandteil des 
Artikels 12 Absatz 1 der Grundrechtecharta

Folgende Organisationen waren an der
Entwicklung der Charta beteiligt:

Deutsche Gesellschaft für Versicherte und
Patienten e. V. (DGVPV), Germany; Fédération
Belge contre le Cancer, Belgium; APOVITA,
Portugal; Confederacion de Consumidores y
usurarios (CECU), Spain; KE.P.KA, Greece; Irish
Patients Association Ltd; Danish Consumer
Council; Vereniging Samenwerkende Ouderen
Patiëntenorganisaties (VSOP), The Netherlands;
International Neurotrauma Research
Organization, Austria; Bas Treffers, Nederlandse
Patiënten Consumenten Federatie (NPCF); 
The Patients Association, UK.
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Die deutsche Übersetzung 
des englischen Orginals 
wurde unterstützt durch


